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Die Palästinasolidarität in Deutschland trotzt seit 6 Monaten mit regelmäßigen Protesten der
massiven Repression und Einschüchterung durch den Staat, dessen Räson bedingungslose
Rückendeckung für die Kolonisierung Palästinas verkörpert. Doch die Wahrheit ist auch, dass die
Bewegung in Deutschland sich vor allem stützt auf die Gemeinschaften von Menschen, die
persönliche Bindungen nach Palästina haben. Ein überschaubarer Kreis linker Organisationen
gehört zu den regelmäßigen Unterstützer:innen der Proteste.

Doch von einer breiten Mobilisierung der Arbeiter:innenklasse und Jugend sind wir aktuell weit
entfernt. Um den politischen Druck substanziell zu erhöhen, wäre aber genau diese notwendig. Wer
aus persönlichen, individuellen Gründen nicht wegschauen kann vom Genozid in Gaza, lässt sich
leicht überzeugen, Trauer und Wut in einen sichtbaren Protest auf der Straße zu verwandeln. Um
alle anderen zu mobilisieren, ist es aber notwendig, kampffähige Organisationen einzubinden – die
Gewerkschaften – und Solidaritätskomitees zu bilden an den Orten, wo Menschen arbeiten oder
studieren.

Gewerkschaften und Palästina

Es überrascht nicht, dass die staatstragenden Spitzen der DGB-Gewerkschaften – fest eingebunden
in die als „Sozialpartnerschaft“ institutionalisierte Klassenzusammenarbeit – auch außenpolitisch
Patriot:innen sind und ins Horn der Staatsräson blasen. Den gewerkschaftlichen Initiativen für einen
Waffenstillstand schlägt daher nicht nur staatliche Repression und mediale Stimmungsmache
entgegen, sondern auch der Apparat der eigenen Gewerkschaft. Die meisten Initiativen haben sich
daher bislang darauf beschränkt, durch offene Briefe Öffentlichkeit zu schaffen. Oft knüpften sie an
einen Solidaritätsaufruf palästinensischer Gewerkschaften vom 16. Oktober an oder nahmen auf
andere internationale Initiativen Bezug.

Mit einer starken gewerkschaftlichen Palästinasolidarität wäre es möglich, über den symbolischen
Protest auf der Straße hinaus die israelische Kriegsmaschine zu behindern – durch Blockade von
militärischen Gütern, die auf dem See- oder Luftweg transportiert werden, Lahmlegung von
Produktionsketten, die für Israel produzieren, aber auch Druck auf Universitäten oder
Unternehmen, die über Kooperationen mit Israel indirekt an der Unterdrückung der
Palästinenser:innen beteiligt sind.

Die starke Einbindung Israels in den europäischen Wirtschaftsraum verschafft der
Arbeiter:innenklasse hierzulande auch einen großen Hebel. Welche unmittelbaren Kampfziele
sinnvoll sind, hängt von den Umständen vor Ort ab. In jedem Fall sollten sie aber in einen
Zusammenhang gestellt werden mit den dringenden Forderungen der gesamten Bewegung: nach
einem sofortigen Waffenstillstand in Gaza, dem Ende des Kriegsverbrechens der vorsätzlichen
Aushungerung und dem Rückzug des israelischen Militärs aus Gaza.

Laut einer aktuellen Umfrage (Statista, 22.03.2024) halten 69 % der deutschen Wahlberechtigten
das militärische Vorgehen Israels in Gaza für nicht gerechtfertigt – und es spricht wenig dafür, dass
unter Lohnabhängigen oder Gewerkschaftsmitgliedern die Verhältnisse grundlegend anders sind.
Doch eine von dieser Mehrheit getragene Bewegung gibt es derzeit nicht. Um diese aufzubauen,
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reicht es offenbar nicht, an weitverbreitete Sympathie und Mitgefühl mit den Palästinenser:innen
anzuknüpfen, wenn zugleich das gesamte „demokratische Spektrum“ mit schweren moralischen
Geschützen aus allen Rohren auf alles schießt, was nur nach Palästinasolidarität riecht.

Politische Aufklärung der Klasse

Die ständige Verwendung des Antisemitismusvorwurfs gegen propalästinensische Stimmen etwa
entfaltet seine Wirkung nicht nur durch Angst, selbst zur Zielscheibe von Repression zu werden,
sondern in der breiten Masse vor allem dadurch, dass die meisten Menschen verständlicherweise
eben keine Antisemit:innen sein wollen.

Diese Unsicherheit lässt sich nur durch eine bewusste politische Auseinandersetzung auflösen. Die
Kolleg:innen müssen selbst verstehen, was Antisemitismus ist (und was nicht), um gegen
ungerechtfertigte Angriffe gerüstet zu sein. Hierfür bräuchte es eine politische
Aufklärungskampagne. Hilfreich ist dabei etwa ein Blick unter die Oberfläche der selbstverliebten
deutschen bürgerlich-nationalistischen „Erinnerungskultur“, die es erst ermöglicht, die eigenen
Verbrechen der Vergangenheit als Legitimation für neue Massaker zu instrumentalisieren.
Vermitteln sollten wir auch, dass das Konzept des „jüdischen Schutzraums“ selbst einen
rassistischen Charakter trägt, es im Gegensatz steht zur traditionellen Position der
Arbeiter:innenbewegung, für die Gleichberechtigung aller Ethnien und Nationen einzutreten und für
deren kollektive Verteidigung gegen Angriffe, wo immer sie leben. Keinesfalls sollte die Tatsache,
dass es Antisemitismus gibt, verschwiegen oder kleingeredet werden – sondern wir sollten erklären,
dass wir dessen Instrumentalisierung für die außenpolitischen Interessen des deutschen
Imperialismus ablehnen und daher auch keine Illusionen in den deutschen Staat schüren, dass
dieser den Antisemitismus ernsthaft bekämpft.

Ebenso notwendig ist es, Klarheit zu schaffen über die Kräfte des palästinensischen Widerstandes
wie der Hamas. Wir sollten die dämonisierende Hetze gegen diese (und auch gegen den 7. Oktober)
als das offenlegen, was sie ist: Chauvinismus, der einen Genozid rechtfertigen soll. Dabei sollten wir
aber die politischen Schwächen der palästinensischen Bewegung nicht verschweigen, denn dies
würde gerade nicht dazu führen, dass Kolleg:innen ihre Position in einem politisch repressiven
Klima selbstständig verteidigen können. Um eine gewerkschaftliche Verankerung der
Palästinasolidarität zu schaffen, ist es daher auch notwendig, eine breite und offene Debatte um
deren Ziele zu führen, um den Charakter des Krieges und um die Interessen, die der eigene
Imperialismus hier verfolgt. Dann ist es auch möglich, die Palästinasolidarität auf eine allgemeinere
Grundlage der Klassensolidarität zu stellen: Jeder israelische Sieg in Gaza macht auch den
deutschen Imperialismus selbstbewusster und aggressiver – nach außen und nach innen. Er
verschärft den Rassismus, schränkt demokratische Rechte ein (und damit auch die politischen
Handlungsmöglichkeiten der Arbeiter:innenklasse insgesamt) und bereitet seine eigenen Kriege vor.

Umgekehrt schwächt ein erfolgreicher Widerstand der Unterdrückten gegen ihre Vertreibung,
gegen das Morden nicht nur ihren Kampf für nationale Selbstbestimmung. Er schwächt nicht nur
den zionistischen Unterdrückerstaat, sondern auch die imperialistische Ordnung im Nahen Osten
und weltweit, weil er Mächten wie den USA oder auch der BRD und ihren herrschenden Klassen
Paroli bietet und allen Ausgebeuteten und Unterdrückten weltweit zeigt, dass scheinbar
unbesiegbare Staaten nicht unsiegbar sind.

Um eine gewerkschaftliche Solidarität aufzubauen, sollten wir uns auch an positiven Beispielen
orientieren. Gerade wenn man unter schwierigen Bedingungen kämpft, ist es motivierend zu sehen,
was in anderen Ländern erreicht wurde: etwa das „National Labor Network for Ceasefire“, dem über
200 US-Gewerkschaften angehören, oder der Aufruf von 14 spanischen Gewerkschaften, den
Waffenhandel mit Israel zu beenden. Um an solche Beispiele anzuknüpfen, ist es notwendig,
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Basisstrukturen zu bilden und diese bundesweit zu vernetzen. Eine gute Gelegenheit hierfür wird
der Palästinakongress am 12. – 14.4. in Berlin liefern.
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